
Bundessozialgericht
}

I m N a m e n d e 8 V oil k e s
A.Z:3-Z-BAL 291.62 U r t e i 1

in dem Rechtsstreit

Zugestellt am
27° September 1971

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigte: „„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„„ „„.„„°

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklegteo

Der 7° Senat des Bundessozielgerichts hat ohne münd—

liche Verhendlung vom 45° Juli 4974 durch

Senatspräsident S c h m i t t
—Vorsitzender — ,

Bundesrichter Dr„ W i t t e ,
Bundesrichter Dr° H e u B n e r ‚
Bundessozialrichter Dr° H a t e s a u l und

Bundessozielrichter K r i e g

für Recht erkannt:

Das Urteil des Lendessozialgerichts Bremen vom

22° November 4968 wird aufgehoben°

Die Berufung der Bd■agten gegen das'U■k■fdes Soäihlge«
richts Bremen vom 24° Dezember 4967 wird zurückge—

wiesen°

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten auch des Berufungs— und Revisionsverfehrens

zu erstatten°
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Der Kläger ist verheiratet und Vater von drei minderjährigen

Kindern° Am 4° Mai 4967 beantragte er beim Arbeitsamt-Bremen

die Gewährung von Arbeitslosengeld (Alg)° In seiner Lohn—

steuerkarte für 4967 war noch die Steuerklasse IV vermerkt,
obgleich seine Ehefrau inzwischen bereits aus dem Arbeits—
verhältnis ausgeschieden war° Da eine Änderung der Eine

tragung der Lohnsteuerklasse im laufenden Kalenderjahr 1967

nach der Lohnsteuerdurchführungsverordnung (LStDV) nicht mög—

lich war, trug das Finanzamt Bremen diesem Umstand dadurch

Rechnung, daß es auf der Lohnsteuerkarte des Klägers einen

ent5prechenden Freibetrag eintrug, der ihn steuerlich so

stellte, wie wenn die Lohnsteuerklasse III bescheinigt ge—

wesen wäre (Auskunft des Finanzamts Bremen—Ost vom 4° Dezember

4967)°

Das Arbeitsamt Bremen gewährte dem Kläger mit Bescheid vom

6° Juni 1967 Alg° mit Familienzuschlägen für drei Kinder, je—

doch nicht für seine Ehefrau° Der Widerspruch des Klägers

hatte, soweit er damit Familienzuschlag für seine Ehefrau

begehrte, keinen Erfolg° Dieser Anspruch wurde mit der Begrünn

dung abgelehnt, der Familienzuschlag könne nach 5 89 Abs„ 2

Nr° 4 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen—

versicherung (AVAVG) idF des Siebenten Änderungsgesetzes

(7° ÄndG) vom 10° März 4967 (BGBl I 266) nicht gewährt werden,

weil auf der Lohnsteuerkarte des Klägers nicht die Lohn-

steuerklasse III, sondern IV bescheinigt sei° Daran ändere

’auch der vom Finanzamt für die Ehefrau gewährte Freibetrag

nichts° Auf die hiergegen erhobene Klage hat das Sozial—

'gericht (SG) Bremen durch Urteil vom 24° Dezember 4967

den Bescheid des Arbeitsamtes und den Widerspruchsbescheid

aufgehoben und die Beklagte verurteilt, dem Kläger auf Grund

seiner Arbeitslosmeldung vom 4° Mai 4967 zu seinem Haupt—
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betrag den Eamilienzuschlag für seine Ehefrau in gesetzlicher

Höhe zu gewähren°

Auf die — vom SG zugelassene — Berufung der Beklagten hat

das Landessozialgericht (LSG) Bremen durch Urteil vom
220 November 1968 das Urteil des SG aufgehoben und die Klage

abgewiesen° In den Entscheidungsgründen hat es ausgeführt:

Sinn und Zweck des 5 89 AVAVG sei es, das Alg„ eines verhei—

rateten Arbeitslosen, der wesentlich zum Unterhalt von An—

gehörigen beizutragen habe, so zu bemessen, daß er weiterhin

ohne nennenswerte Einschränkungen seiner Unterhaltsver—

pflichtung nachkommen könne° Dementsprechend habe 5 89

Abs° 5 AVAVG in der bis zum 340 März 1967 geltenden Fassung

den Nachweis gefordert, daB der Arbeitslose seinen An—

gehörigen bis zum Eintritt der Arbeitslosigkeit nicht nur

vorübergehend und nicht nur geringfügig auf Grund einer

rechtlichen oder sittlichen Pflicht Unterhalt gewährt habe,

oder daß der Unterhaltsanspruch oder die sittliche Pflicht

zur Unterhaltsgewährung erst nach dem Eintritt der Arbeits—

losigkeit im Falle seiner Leistungsfähigkeit entstanden wäre°

Weiter habe hinzukommen müssen, daß auch während der Arbeits-

losigkeit eine rechtliche oder sittlichevalicht zur Unter—

haltsgewährung im Falle der Leistungsfähigkeit bestanden habe„

Da die Belastung eines Arbeitsnehmers durch eine Unterhalts—

verpflichtung gegenüber seinem Ehegatten in der Lohnsteuer—

karte durch Eintragung einer bestimmten Steuerklasse urkund-

lich festgehalten werde, habe es für den Gesetzgeber zur Ver—

einfachung des umständlichen und oft langwierigen Verfahrens

nahegelegen, an diese steuerlichen Unterlagen bei der Neu—

regelung der Anspruchsvoraussetzungen für die Gewährung des

Eamilienzuschlags zum Alg„ anzuknüpfena Damit sei dem Arbeits—

amt die Feststellung, ob und in welchem Umfangs der Arbeits—
lose seinem Ehegatten unterhaltspflichtig sei, weitgehend

erleichtert worden° Dieses vereinfachte Verfahren sei nicht
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nur sinnvoll, sondern auch sachgerecht, da das Alg als Lohn—

ersatz schnell gezahlt werden müsse° Das sei dem Arbeitsamt

nur bei einer kurzen und summarischen Prüfung möglich° Dabei

werden nicht verkannt, daß 5 89 Abs° 2 Nr° 4 AVAVG insbesondere

im Jahre 4967 für die Bezieher von Alg zu Härten geführt

haben könne; das zeige auch der vorliegende Sachverhalt° Die

Auffassung des Klägers sei zwar verständlich, aber nicht be—

gründet° Der Wille des Gesetzgebers habe in 5 89 Abs° 2 Nr° 4
AVAVG idF des 7° ÄndG so klar seinen Ausdruck gefunden, daß
für eine Auslegung dieser Vorschrift zugunsten des Klägers

kein Raum sei„ Es lasse sich nicht feststellen, daß diese

Vorschrift etwa auf Grund einer mangelnden Abstimmung mit

den einschlägigen steuerrechtlichen Bestimmungen eine echte

und im Wege der Rechtschöpfung auszufüllende Lücke enthalte°
Das LSG werde in seiner Überzeugung auch durch das Urteil des

Bundessozialgerichts (BSG) vom 47° September 4964 — 7 RAr

57/65_ (BSG24, 287)bestärkt; die dort zu 5 445g AVAVG
i°V„m° @ 5 der 80 Durchführungsverordnung zum AVAVG getrof—

fenen Erwägungen des BSG hätten auch für die Gewährung eines

Familienzuschlags für den Ehegatten nach 5 89 Abs° 4 Nr° 4
‘ AVAVG Bedeutung° Dafür, daß der Gesetzgeber bei der Neu—

regelung des 5 89 Abso 2 Nr° 4 AVAVGdie damals noch geltende
Fassung des 5 47 a LStDV 4965 offensichtlich übersehen und

die sich daraus für Einzelfälle ergebenden Härten nicht be—

dacht habe, liege nichts vor„ Zu einer solchen Annahme

zwinge auch nicht die Tatsache, daß sich auf Grund des seit

'dem'4o Januar 4968 zulässigen Wechsels der Steuerklasse im

laufenden Kalenderjahr bei der Anwendung des 5 89 Abs° 2
Nr° 4 AVAVG nunmehr unbefriedigende Ergebnisse vermeiden

. ließen, zumal der Gesetzgeber dieser Neuregelung keine rück—

wirkende Kraft verliehen habe° Auch verstoße, so meint

das LSG, die Neuregelung nicht gegen Art° 5 Abs° 4 und

Art° 6 des Grundgesetzes (GG)°
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Gegen dieses Urteil hat der Kläger die — vom LSG zu—
gelassene — Revision eingelegt° Er rügt uhrichtige

Anwendung des 5 89 Abs° 2 Nr; 4 AVAVG durch das LSG° Die

wörtliche Auslegung dieser Vorschrift bewirke, daß der Kläger,

während das Ausscheiden seiner Ehefrau aus dem Arbeitsprozeß

steuerrechtlich Beachtung finde, hinsichtlich des Familien—

zuschlags so
behandelt werde, als ob sie weiter im Arbeits-

prozeß stehe° Dies widerspreche aber dem auch vom Berufungs—

gericht richtig herausgestellten Sinn und Zweck des @89
Abs° 2 Nr° 4 AVAVG, daß nämlich der verheiratete Arbeitslose

weiterhin ohne nennenswerte Einschränkung seiner Unterhalts—

verpflichtung nachkommen könne„ Es sei auch nicht vorstell—

bar, daß der Gesetzgeber im Interesse einer vereinfachten

Berechnung des Alg derart schwerwiegende Nachteile und Un-

gleichheiten in der Behandlung der Arbeitslosen bewußt in

Kauf genommen habe° Sinn und Zweck des Gesetzes erfordere

deshalb eine über den Wortlaut hinausgehende Auslegung, Nach

der Rechtsprechung des BSG sei eine abändernde Rechtsfindung

entgegen dem Wortlaut_des Gesetzes möglich, wenn und soweit

der Grundsatz der Trennung der Gewalten dadurch nicht ver—

letzt werde° Der Wortlaut des 5 89 Abs„ 2 Nro 4 AVAVGidF des
7° ÄndG umfasse Folgen, die vom Gesetzgeber offenbar

nach Zahl und Bedeutung nicht erkannt oder bedacht worden

seien, und die sonst vernünftigerweise nicht in dieser Art

geregelt worden wären„ Die Vorschrift sei demnach dahin

euszulegen, daß Familienzuschlag auch für solche Ehegatten

gewährt werde, deren Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis

durch Eintragung eines Steuerfreibetrages auf der Lohn—

steuerkarte des Arbeitslosen nachgewiesen wird° Bei wört—

licher Auslegung verstoße die Vorschrift auch gegen den.

Gleichheitsgrundsatz des Art° 5 Abs° 4 GG, weil ohne sach—

lichen Grund Arbeitslose, deren Ehefrauen erst im Jahre

4967 aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden seien,

_ 6 _
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schlechter behandelt würden als solche‚ deren Ehefrauen be—

reits Ende 4966 die Arbeit aufgegeben hätten° Sie ver—
stoße aber auch gegen das Verfassungsgebot des Art° 6

Abso 4 GG, weil sie bei schematischer Anwendung den Fa—

milienstand nicht berücksichtige° Der Hinweis auf das

Urteil des BSG vom 47° September 4964 (BSG 24, 287) gehe
fehl° Dort handele es sich um Schlechtwettergeld, das

jeweils nur für relativ kurze Zeit gezahlt werde und das

daher zeitlich und betraglich nicht von großer Bedeutung.

sei° Im Interesse einer gerade dort wichtigen schnellen

und mühelosen Berechnung und Abwicklung sei daher die

pauschale Regelung angebracht gewesen und nicht zu bean—

standen° In S 89 Abs° 2 Nr° 4 AVAVG handele es sich aber

um den zur Unterhaltung der Ehefrau zu zahlenden Familien—

zuschlag des Arbeitslosen, der unter Umständen eine lange

_Zeit zu gewähren sei„

Der Kläger beantragt sinngemäß,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung

der Beklagten gegen das Urteil des SG zurückzuweisen°

. Die Beklagte beantragt,

' die Revision des Klägers zurückzuweiseno

Sie hält die Entscheidung des Berufungsgerichts für richtig°

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung durch Urteil einverstanden erklärt

(@ 424 Abs„ 2 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG-)°

II

Die Revision ist begründet° Die Beklagte hat dem Kläger.

zu Unrecht den Familienzuschlag zum Alg für seine Ehefrau

versagt°
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Nach 5 89 Abs° 2 Nr° 4 AVAVG nF war vom 45 April 4967 an

ein Familienzuschlag zum Alg für den Ehegatten des Arbeits—

losen zu gewähren, “wenn auf der Lohnsteuerkarte des Ar—

beitslosen die Lohnsteuerklasse III bescheinigt" waro_Der

Beklagten ist zuzugeben, daß sich der Anspruch des Klägers

auf Familienzuschlag für seine Ehefrau nicht schon aus
dem Wortlaut des Gesetzes herleiten läßto Auf der Lohn—

steuerkarte des Klägers war nämlich nicht die Steuerklasse

III, sondern die Steuerklasse IV eingetragen° Da die Ehe—

frau des Klägers aber zur Zeit seiner Arbeitslosmeldung

am 4° Mai 4967 nicht mehr in einem Beschäftigungsverhältnis

stand, war auf der Lohnsteuerkarte des Klägers ein Frei—

betrag gemäß 5 47 a Abs° 3 LStDV 4965 vermerkt, der den
Kläger steuerlich ebenso stellte, wb wenn ihm die Lohn—

steuerklasse III bescheinigt werden wäre, Dieser Sachverhalt

rechtfertigt es, dem Kläger'den Familienzuschlag für seine

Ehefrau auch nach der Neufassung des @ 89 Abs° 2 Nr° 4

AVAVG — entgegen dem zu engen Wortlaut der Vorschrift — zu
gewähren° Die Rechtsanwendung findet nämlich nicht ihre

Grenze in der Subsumtion eines bestimmten Sachverhalts

unter den Gesetzeswortlaut, vielmehr ist der Wortlaut

auch am Sinn und Zweck einer Gesetzesvorschrift zu
messen° Ergibt sich aus dem im Gesetz erkennbar gewordenen

Sinn und Zweck einer Regelung, daß die Gedanken des Ge—

setzes einen zu engen oder zu weiten und deshalb unrich—‚

tigen Ausdruck gefunden haben oder daß das Gesetz eine

Begelungslücke enthält, so ist eine über den Wortlaut
hinausgehende, Sinn und Zweck der Regelung entsprechende

Rechtsanwendung geboten (vgl° Enneccerus—Nipperdey,

Allgemeiner Teil des bürgerlichen Rechts, 45° Aufl„

40 Halbband, @54 III 4, 55 54 bis 59; BSG 44, 258 ff„;
Engisch, Einführung in das juristische Denken, 5° Auflo,

S° 454 ff„; Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft,

2° Auflo, _ 4969 _ s. 527 ff„, 544 ff)„
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Das7„ ÄndGzumAVAVGhat die frühere k0nplizierte und
schwerfällige Regelung beseitigt‚ wonach es für den Fa—

milienzuschlag darauf ankam‚ ob der Arbeitslose nicht

nur vorübergehend und nicht nur geringfügig aufgrund

einer rechtlichen oder sittlichen Pflicht Unterhalt zu
gewähren hatte° Stattdessen wurde die Eintragung der

Steuerklasse III — ein leicht festzustellendes Merkmal —
zur Voraussetzung für die Zahlung eines Familienzuschlags

für die Ehefrau des Arbeitslosen erhoben° Damit hat das

7° ÄndG zum AVAVG — neben einer Aufbesserung der Bezüge

aus der Arbeitslosenversicherung » durch die Neufassung

des @89 Abs° 2 Nr° 4 AVAVG nicht nur den Zweck verfolgt,

das Verwaltungsverfahren für die Beklagte zu vereinfachenl

und zu beschleunigen, sondern es war auch sein Sinn, eine

wesentliche Erleichterung in den Voraussetzungen für den
AnSpruch auf Familienzuschlag für den Ehegatten des Ar—

beitslosen zu schaffen° Allerdings sollte nicht schon die

Erfüllung der sachlichen Voraussetzungen der Eingruppierung

des Arbeitslosen in die Lohnsteuerklasse III genügen — das

wäre für das Verwaltungsverfahren nicht hinreichend

praktikabel gewesen—‚ sondern die Gewährung des Familien—

zuschlags für die Ehefrau sollte an einen bestimmten Inhalt

der Lohnsteuerkarte des Arbeitslosen.gebunden werden° Ent—

gegen der Auffassung der Beklagten ist aber nach dem Sinn

und Zweck des Gesetzes der Bescheinigung der Lohnsteuer—

klasse III auf der Lohnsteuerkarte des Arbeitslosen der

hier vorliegende Sachverhalt gleichzustellen; bei seinem

Vorliegen war es zwar aus hier — für die Arbeitslosenver—

sicherung — nicht erheblichen steuerrechtlichen Gründen

nicht möglich, die Steuerklasse während des Kalenderjahres'

1967 zu ändern, die Divergenz in der Steuerklasse wurde

aber durch die Eintragung eines ent8prechenden Steuerfrei—

betrages ausgeglichen° Es entspricht deshalb dem Sinn

des Gesetzes, im vorliegenden Fall den Familienzuschlag

...9-
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für die Ehefrau zu gewähren° Dieser dient nämlich einmal

dem Ausgleich dafür, daß der verheiratete Arbeitslose je

nach seinem Familienstand wegen geringerer Steuerbelastung

ein höheres Nettoentgelt als der Ledige hatte, so daß sein

Arbeitslosengeld oder seine Arbeitslosenhilfe höher sei

muß als der nach dem Nettoentgelt des Ledigen ausgerichtete

Hauptbetrag° Andererseits soll der Familienzuschlag den

Arbeitslosen, der für seine'Familie zu sorgen hat, in die

Lage versetzen, auch während der Arbeitslosigkeit seinen

gegenüber dem Ledigen höheren Verpflichtungen nachzukommen

(vgl° Schriftlicher Bericht des Ausschussesfür Arbeit
des Deutschen Bundestages zum ÄndG zum AVAVG — gg BT—

Drucks° V/4420 So 2)° Von diesem sozialen Sinn des Fa—
milienzuschlags aus gesehen ist es daher gerechtfertigt,

auch ohne Rücksicht auf die Bescheinigung der Lohnsteuer—

klasse III den Familienzuschlag für den Ehegatten des Ar—

beitslosen zu gewähren, wenn auf der Lohnsteuerkarte des

Arbeitslosen neben der Steuerklasse IV ein Freibetrag

nach 5 47 a Abs° } LStDV 1965 mit der steuerrechtlichen
Wirkung eingetragen ist, daß der Arbeitslose im Ergebnis

so gestellt ist, als ob ihm die Steuerklasse III bescheinigt

werden sei° Dem steht auch nicht der in der Neufassung des 5 89

Abs° 2 Nr° 4 AVAVG durch das 7° ÄndG zum Ausdruck gekommene
Zweck entgegen, das Verwaltungsverfahren gegenüber dem

früheren Rechtszustand zu vereinfachen° Es erschwerte.nämlichl

die vom Gesetz erstrebte Praktikabilität nicht, daß der

Grund der Eintragung des Freibetrages aus der Lohnsteuer—

karte selbst nicht ersichtlich ware Ohne in vergleich—

bare umständliche und zeitraubende Ermittlungen einzu—

treten, wie sie nach dem bis zum 54° März 4967 geltenden

Recht für die Beklagte notwendig waren, konnte die Bedeutung
‚der Bescheinigung des Freibetrages als einer Gleichstel—

lung des Arbeitslosen mit einem solchen, bei dem die

Iohnsteuerklasse III vermerkt war, durch Vorlage einer

entsprechenden Bescheinigung des Finanzamts oder auch

_ 40 _
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durch Vorlage der Lohnsteuerkarte der Ehefrau mit der

Eintragung der Lohnsteuerklasse IV und eines entsprechendes

Hinzurechnungsbetrages (vglo % 17 a Abs° 2 und 5 LStDV
4965) nachgewiesen werden°

Zu Unrecht
hat das LSG angenommen, einer auf den vorlie—

genden Srchverhalt —über den Wortlaut des 5 89 Abso 2
Nr° 4 AVAVG nF hinausgehenden — ausgedehnten Rechtsenwen—

dung des Gesetzes habeder Wille des Gesetzgebers entge—

gengestanden° Dies ist jedenfalls nicht aus der Ent—

stehungsgeschichte zu entnehmen° Im Schriftlichen Bericht

des Ausschusses für Arbeit des Deutschen Bundestages

(zu BT—Druckso V/4420 aaO} ist allerdings ausgeführt‚ es
trete durch die Bindung des Familienzuschlags an die Ein-

tragung auf der Lohnsteuerkarte eine "gewisse Vergröberung

des Rechts" ein° In dem Bericht heißt es aber auch aus—
drücklich, daß die "gewisse Vergröberung" des Recht “in

Zusammenhang mit der Streichung des @89 Abs° 5, 6 bis 8
AVAVG“ eintrete und dies in Kauf genommen werde, ”um die

Schwierigkeiten auszuräumen, die durch das hisher zu

komplizierte Recht einer zügigen Bearbeitung der Leistungs—

anträge im Wege standen"° Ziel der das Recht “vergröbernden”

Regelung sollte es also nur sein, die Gewährung eines

Familienzuschlags vom Nachweis einer gewissen Bedürftigkeit

des Angehörigen zu befreien° Damit ist aber schon der Ent—

stehungsgeschichte des GeSetzes zu entnehmen, daß es dem

Gesetzgeber nicht darum ging‚ das Recht zum Nachteil der

Betroffenen zu vergröbern, sondern unter Wegfall der bisher

schärferen Voraussetzungen für die Gewährung des Femilienzu—

schlage an den Arbeitslosen — also auf Kosten der Beklagten —
das Verwaltungsverfahren zu vereinfachen° Die Richtigkeit

dieser Auffassung wird auch noch durch den Inhalt des Kurz—

protokolls Nr° 29 des AusschusSes für Arbeit des Deutschen

Bundestages vom 45° Februar 4967 (SD 42, 15) bestätigt° Daraus

geht nämlich hervor, daß den am Gesetzgebungsverfahren beteiligm

ten Organen des Bundes die Problematik eines dem vorliegendaa
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Fall entsprechenden Sachverhalts bekannt war? Das Problem ist

ausdrücklich erörtert worden, und im Ausschuß wurde bereits

damals erkannt, daß die vorgeschlagene und später in 5 89

Abs° 2 Nr° 4 AVAVG durch das 7° ÄndG geschaffene Lösung bei

strenger Wortauslegung eine allzu große Vereinfachung auf

Kosten der Gerechtigkeit bringen könnte° Da Einigkeit

darüber bestand, daß eine kurzfristige Änderung der Vor—

schriften der LStDV für die Änderung der Steuerklasse

innerhalb eines Kalenderjahres nicht zu erreichen sei,

wurde abschließend die Auffassung vertreten, die Beklagte

"möge die Probleme im Zusammenhang mit der Zahlung der
Familienzuschläge durch einen Rechtsanwendungserlaß klären"

(Kurzprotökoll Nr„ 29 SO 45)° Das zeigt, daß die am Ge—
setzgebungsvérfahren Beteiligten den Willen hatten, mit der

jetzigen Fassung des 5 89 Abs° 2 Nr° 4 AVAVG es in jedem

Fall den rechtsanwendenden Stellen — der rechtsanwendenden

Exekutive oder der sie kontrollierenden Judikative — zu

überlassen, auch einen Sachverhalt wie den hier vorliegen»—
den nach dem Sinn und Zweck des Gesetzes in die Gewährung

des Familienzuschlags einzubeziehen° Es kann dahinstehen,

ob es sich bei der vom erkennenden Senat vorgenommenen
und vom Gesetzgeber gewollten, über den Wortlaut des Ge—

setzes hiausgehenden Rechtsanwendung um eine berichtigende

Auslegung (BSG 44, 258, 259) oder um eine ergänzende
Rechtsfindung im Wege der Lückenausfüllung (BSG aaO S° 244)

handelt° Aus der Entstehungsgeschichte des ?„ ÄndG zum
AVAVG ergibt sich jedenfalls, daß es nicht Wille des Gesetz—

gebers war, dem Wortlaut der Neufassung des @ 89 Abs° 2

Nr° 4 AVAVG ausschließlichen Charakter beizulegen, der

den Umkehrschluß rechtfertigen könnte, daß ein Sachverhalt

wie der vorliegende nicht die in der go■nnntbn“Vörséhrift‚angeordnete
Rechtsfolge auslösen sollte° Ist aber der ausschließliche

Charakter einer gesetzlichen Regelung nach Sinn und Zweck

und Entstehungsgeschichte des Gesetzes nicht nachzuweisen, so
ist der Umkehrschluß unzulässig und angesichts der hier vor—
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liegenden Rechtsähnlichkeit des Sachverhalts auf jeden Fall

die entsprechende Anwendung des 5 89 Abs„ 2 Nr° 4 AVAVGge—
boten (vgl° Lerenz‚ eaoo SD 568; auch Klug, Juristische
Logik, 3„ Aufl„‚ 3° 424 ff„)°

Gans besondere Bedeutung ist auch dem Wert des Ergebnisses,
insbesondere seiner Sozielengemessenheit, beizulegen (vgl.°

—Enneccerus—Nipperdey‚ 8200 5 56 III)‚ die bei der einen

oder anderen Auslegung entsteht° So ist eine Abweichung vom
Wortlaut zulässig und geboten, wenn dadurch zugunsten des

Arbeitslosen ein sinnwidriges Ergebnis vermieden werden

kann (vgl° hierzu auch BVerfG 4, 299; 44, 426, 450; 45,

264, 268; BFH, BStBl 4974 II, 428, 450 mit weiteren
Nachweisen aus dem Gebiet des Steuerrechts)„ Ein solches

läge aber vor, wenn der Familienzuschleg für den beschäfti—

gungslosen Ehegatten nur deshalb nicht gezahlt würde, weil

auf der Lohnsteuerkarte formal die Klasse III nicht.ver—

merkt ist, aber steuerrechtlich derselbe Effekt durch Ein—

tragung von Frei— und Hinzurechnungsbeträgeh ZQpKlasse IV auf

den Lohnsteuerkarten des Arbeitslosen und seines Ehegatten

erzielt wird° Da der Sachverhalt ohne umständlichen Ver—

weltungsaufwend leicht zu klären war, würden die betroffenen

Arbeitslosen bei sachlich gleicher Lege ungleich behandelt

werden„ Von einem solchen Willen des Gesetzes kann im Hin—
blick auf Art„ } Abs° 4 GG nicht ausgegangen werden„‚

‘Der hier vertretene extensiven Anwendung des Gesetzes

steht auch nicht das Urteil des Senats vom 47° September

4964 _ 7 RAr 57/65 - (BSG 24, 287) — eine Entscheidung aus
dem Recht des Schlechtwettergeldes — entgegen° Sch0n im

Wortlaut stimmen @5 der 8° DVO zum AVAVGund 5 89. Abs„ 2

' Nr„ 4 AVAVG nF nicht überein° Im übrigen ist der Regelungs—

tatbestand beim Schlechtwettergeld insofern anders, als

dieses auf Verlangen des Arbeitsemts vom Arbeitgeber zu be—
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rechnen und auszuzahlen ist (5 445 l‘Absi 4 iVm 5 488

Abs° 5 bis 5 AVAVG)° Hieraus ergibt sich, daß dieses Ver—

fahren besonders einfach und schematisch ausgeStaltét sein

muß° Darüber hinaus sind auch die Auswirkungen einer
Pauschalreglung beim Schlechtwettergeld nicht so schwer—

wiegend, weil es in der Regel nur für einzelne Tage an—

fällt (BSG aaO S° 292), während bei der Frage der Zahlung

von Familienzuscblägen für den Ehegatten des Arbeitslosen

im Jahre 4967 ein Zeitraum von neun Monaten erfaßt werden

konnte, nämlich die Zeit vom Inkrafttreten des 7° ÄndG

zum AVAVG am 4° April 4967 bis zum Inkrafttreten der Neu—

fassung der Lohnsteuerdurchführungsverordnung am 4° Januar

4968, die eine Änderung der Steuerklasse IV in die Steuer-

klasse III vom 4° Januar 4968 an im laufenden Kalenderjahr

zuließ° '

Nach allem steht dem Kläger der Familienzuschlag zum Alg für seine

Ehefrau in zumindest entsprechender Anwendung des 5 89 Abs„ 2 Nr„ 4

AVAVG n°F° zu° Auf die Revision ist daher das Urteil des LSG aufzu—

heben und die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des SG zurück—

zu weisen, in dem sie zu Recht verurteilt worden ist, dem Kläger den

Familienzuscglag für seine Ehefrau zu gewähren°

Die Kostenentscheidung folgt auf 5 195 SGG„
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